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von Basti & Vanessa
Am Dienstag, den 1. Dezember 
2009 öffneten wir das erste Türchen 
für eine bessere Bildungszukunft 
– nämlich das zum Rektorbüro. Sechs 
ausgewählte Vertreter der Besetzer 
des Tiefenhörsaals wurden zum 
Gespräch in das Rektorat gebeten. 
Ein Gesprächsprotokoll wird 
auf unserer Homepage http:
//www.bildungsstreik-stuttgart.de 
veröffentlicht. Für alle die gerade 
kein Internet zur Hand haben, hier ein 
paar Auszüge und die persönlichen 
Kommentare zweier StudentInnen 
zu unseren Forderungen und den 
Ergebnissen aus dem Gespräch.

1. Forderung: Mehr Ehrlichkeit 
und Transparenz, sowie 
besserer Informationsþ uss 
zwischen Unileitung und 
Studierendenschaft […]
Reaktion: Es gäbe keine offi zielle 
Verschwiegenheitsklausel. Außerdem 
werde ein Ergebnisprotokoll der 
Senatssitzungen veröffentlicht. Jedoch 
sei die Verschwiegenheitspfl icht 
in manchen Angelegenheiten 
angebracht. Grundsätzlich wäre ein 
besserer Informationsfl uss nicht 
undenkbar.
Kommentar: In diesem Punkt wurde 
nichts Konkretes erreicht. Einziger 
Erfolg: Gute Absichten wurden 
versichert; das ist aber nicht das erste 

Kuschelkurs? Nein danke!
Mal.

2. Forderung: Das ĂRasenmªher-
prinzipñ(vgl. den Artikel auf S.3 
dieser Ausgabe), mit dem jede Fakultät 
aufgrund des Haushaltsdefi zits globale 
Kürzungen, unter Einbeziehung der 
universitären Gremien, bevorstehen, 
muss abgeschafft werden.
Reaktion:  Eine Abschaffung des 
„Rasenmäherprinzips“ sei nur 
möglich, wenn neue Pläne zu
uneinheitlichen Einsparungsmöglich-
keiten vorgelegt würden. Für 
studentische Vorschläge sei das 
Rektorat offen.
Kommentar: Die Vorstellung 
des Rektorats, es gäbe Studenten 
die Einblick in sämtliche 
Fakultätsfi nanzierungen hätten und die 
Kompetenz besäßen, eine komplette 
Gegenfi nanzierung des universitären 
Haushaltsloches vorzuschlagen, ist 
schlichtweg utopisch. Auch hier 
wurde keine Kompromissbereitschaft 
seitens des Rektorats gezeigt.

3. Forderung: Wir fordern 
studentische Beteiligung
in allen überuniversitären 

Entscheidungsgremien (Landes-
rektoren-Konferenz, etc.), auch den 
informellen.
Reaktion: Es werde eine einmalige 
Einladung für Studierende zur LRK 
zum Thema VS erfolgen. Allgemeine 
Beteiligung der Studierenden werde 
(weiter auf S.2)
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(Fortsetzung von S.1) aufgrund einer 
Aufblähung der Veranstaltungen 
abgelehnt. Die Forderung werde im 
Senat eingebracht, habe aber laut 
Rektor wenig Erfolgschancen.
Kommentar: Ein studentischer 
Begleiter würde Veranstaltungen wie 
die Landesrektoren-Konferenz wohl 
kaum „aufblähen“, sondern eher 
bereichern. Die einmalige Einladung 
ist nett gemeint, bringt uns auf lange 
Sicht jedoch nichts und ist somit nur 
ein Trostpfl aster bezüglich unserer 
Forderung.

4.Forderung: Die Exzellenzinitiative
als staatliche Drittmittelvergabe 
fördert als solche eine 
Wettbewerbssituation innerhalb und 
unter den Hochschulen. Gleichzeitig 
bindet sie an den Universitäten 
massiv Arbeitskraft, -zeit und -mittel 
im Bewerbungsprozess. Beides ist 
abzulehnen. Und deshalb auch die 
Teilnahme an der Exzellenzinitiative. 
Wir fordern Qualität in der Breite, 
keine Elitebildung. Und lehnen ein 
Ungleichgewicht innerhalb der Uni 
zugunsten der Forschung ab.
Reaktion: Rektorat werde die 
Forderung defi nitiv nicht einhalten 
und umsetzen.
Kommentar: Einer der wichtigsten 
Punkte in unserem Forderungskatalog 
bleibt komplett unbeachtet. Dies setzt 
die Ökonomisierung der Universität 
Stuttgart und die Elitenbildung auf 
Kosten anderer Fächer fort. 

5. Forderung: Wir fordern 
 nderungen in der Rahmen-
pr¿fungsordnung in folgenden 
Punkten:
- wir fordern die Abschaffung der 

maximalen Studiendauer
- wir fordern die Einführung 
eines Teilzeitstudiums
- Studierende in 
Prüfungsausschüssen bekommen 
aktives Stimmrecht
Reaktion: Bezüglich der maximalen 
Studiendauer werde auf das 
Landeshochschul-Gesetz verwiesen. 
Dies sei recht großzügig und an der 
Universität Stuttgart schon vollends 
ausgereizt, so heißt es. Das Thema 
Teilzeitstudium werde auf den Weg 
gebracht und sei somit als Forderung 

angenommen. Die Mitbestimmung 
im Prüfungsausschuss sei rechtlich 
kritisch, da die Studierenden dann 
über ihre eigenen Prüfungsleistungen 
bestimmen könnten. 
Kommentar: Das Rektorat macht 
beim Thema „Teilzeitstudium“ keinen 
Schritt in unsere Richtung. Vielmehr 
wurde dieser Gedanke seitens des 
Rektorats schon seit längerem in 
Erwägung gezogen. Demnach handelt 
es sich hierbei um keinen Kompromiss, 
sondern nur um die Umsetzung eines 
schon geplanten Vorhabens. Bei 
den Themen „Studiendauer“ und 
„Prüfungsausschuss“ wurden eine 
gewisse Diskussionsbereitschaft 
gezeigt, jedoch ist eine Einigung nach 
jetzigem Stand kaum absehbar.

6. Forderung: Jedem Bachelor-
absolventen muss ein Masterplatz 
garantiert werden.
Reaktion: Das Rektorat unterstütze 
diese Forderung gegenüber dem Land 

(auch lokal), werde aber bis zum 
Bildungsgipfel im März abwarten, 
wie sich alles weitere entwickle. 
Kommentar: In diesem wichtigen 
Punkt des Forderungskatalogs besteht 
Einigkeit. Konkrete Aussagen schiebt 
das Rektorat in gewohnter Weise bis 
Ende März beiseite. Wir wünschen 
uns auch hier noch mehr Initiative 
seitens des Rektorats.   

7. Forderung: Anwesenheit sollte 
qualitativ, nicht quantitativ bewertet 
werden. Deshalb fordern wir eine 
Abschaffung der Anwesenheitspfl icht 
in Seminaren und Vorlesungen.
Reaktion: Das Rektorat werde 
die Anwesenheitspfl icht in den 
Vorlesungen klären; es werde 
eine Abschaffung durch das 

Rektorat stattfi nden. Über die 
Anwesenheitspfl icht in Seminaren 
werde nachgedacht und eine spätere 
Entscheidung gefällt.
Kommentar: In diesem Punkt wurde 
die Unwissenheit des Rektorats 
besonders deutlich, da die Anwesenden 
nichts von einer Anwesenheitspfl icht 
wussten. Dieser Punkt ist einer der 
wenigen Themen, auf den sich das 
Rektorat einließ und über sofortige 
Maßnahmen nachzudenken scheint. 
Dennoch muss man festhalten, dass es 
zwar ein „nice-to-have“, jedoch keine 
der zentralen Forderungen ist. 

8. Forderung: Wir fordern 
mindestens 3 Studierende als Gªste 
in der Senatssitzung am 16.12.2009, 
um die Forderungen vorzutragen.
Reaktion: Forderung vom Rektorat 
angenommen.
Kommentar: Sehr gut für uns, 
dennoch nichts, was der Uni und den 
Studierenden auf Dauer etwas bringt, 

wenn wir keine direkte Stimme 
haben, sondern nur „Gäste im eigenen 
Haus“ sind.
Bis zu dieser Senatssitzung wird der 
Hörsaal defi nitiv nicht freigegeben!

9. Forderung: Da die Viertel-
paritªt in Gremien durch das 
Landeshochschul-Gesetz noch nicht 
realisierbar ist, fordern wir im Senat 
eine Aufstockung auf 7 studentische
Mitglieder bei Beibehaltung der 
bisherigen 31 Plätze. Professorale 
Mehrheit ist auch mit 18 Stimmen 
noch gegeben. Für alle anderen 
Gremien fordern wir mindestens ein 
Viertel der Stimmen.
Reaktion: Der Rektor befürchtet, dass 
bei einer Anhebung auf 7 studentische 
Vertreter, die anderen im Senat 
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vertretenen Gruppen weitere Sitze 
einfordern. Dies habe zur Folge, dass 
der Senat extrem aufgebläht würde. 
Der Rektor wird die Forderung 
allerdings in den Senat tragen.
Kommentar: Dieser Punkt ist 
der wichtigste Punkt unserer 
Forderungen an das Rektorat. Durch 
diesen Vorgang würden sich viele 
studentische Angelegenheiten und 
Probleme leichter und im Sinne 
der StudentInnen lösen lassen. Die 
Weitergabe dieses Anliegens in 
den Senat ist indirekt ein Ablehnen 
dieses zentralen Punktes, denn der 
Rektor weiß genauso gut wie wir, 
dass der Senat sich selbst keine Sitze 
abnehmen würde.
FAZIT: 
Das Gespräch führte zu keinem 
wirklichen Kompromiss, da wichtige 

und zentrale Punkt abgelehnt 
wurden, unwichtigere Punkte jedoch 
Zustimmung fanden oder bereits in 
Planung sind. Es sind kleine Schritte 
in unsere Richtung, jedoch lange 
nicht das, was wir sehen wollen und 
wofür wir einstehen. Die Universität 
Stuttgart muss sich dringend einer 
Reform unterziehen, genau wie das 
Bildungssystem im Ganzen. Diese 
beiden Schritte gehen Hand in Hand, 
worüber sich das Rektorat endlich 
bewusst werden muss. 
Es ist unbefriedigend zu sehen, dass 
nur in Punkten, die wenig Aufwand 
und Umbruch bedeuten, auf die 
Studierenden und ihre Forderungen 
eingegangen wird. Der Wandel an den 
Hochschulen ist mehr als überfällig. 
Die Elitebildung und soziale Selektion 
durch Begriffe wie „Masterplan“ 

und „Exzellenz-Initiative“ muss ein 
Ende haben und umgehend durch 
effektivere Mittel, wie z.B. mehr 
studentische Mitbestimmung ersetzt 
werden. 
Das Rektorat muss auf seinen 
StudentInnen zugehen und ihre 
Anliegen ernst nehmen, um eine 
produktive Zusammenarbeit zu 
ermöglichen und die Zukunft der Uni 
Stuttgart in eine erfolgreiche Richtung 
zu lenken. 
Wir werden weitermachen! Denn 
wir sehen, dass wir einen Dialog mit 
dem Rektorat führen können, der im 
Moment zwar noch nicht unseren 
Vorstellungen entspricht, jedoch nötig 
ist für eine Veränderung.

von T.Rapenz

An der Universität geht ein Gespenst 
um. Wie an wahrscheinlich keiner 
anderen Hochschule bundesweit 
materialisiert sich gerade eine 
Tendenz, die noch vor vier Wochen
von der Präsidentin der Hochschul
rektorenkonferenz als unsachliche 
und ideologisch gefärbte Thesen 
einiger unvernünftiger Studierender 
verunglimpft wurde. Hätte Prof. 
Dr. Margret Wintermantel im 
vergangenen Sommersemester 
Stuttgart besucht, so würde sie 
ihre Kritik an den protestierenden 
StudentInnen vielleicht etwas 
vorsichtiger formulieren.
Womit die Stuttgarter Studierenden, 
Professoren, Dozenten und 
Mitarbeiter der Universität seitdem in 
besonderem Maße zu kämpfen haben, 
lässt sich eindeutig auf ökonomische 
Sachzwänge zurückführen. Betriebs-
wirtschaftliche Termini und Instru-
mente wie Schwerpunktbildung und 
Kernkompetenzen, sowie Kennzahlen 
dominieren die Hochschulpolitik 
des Rektorats. Stellenstreichungen, 
wirtschaftliche Effi zienzkontrollen
und Beurteilungssysteme (Eval-
uierungen) fi nden immer mehr 

Der Rasenmähermann
Eingang in den Universitätsalltag. In 
diesem Kontext ist auch der im Juni 
vorgestellte Masterplan zur
Umstrukturierung der Stuttgarter 
Hochschule zu betrachten. Anhand 
einer Umwidmung von insgesamt 
24 Professuren, zugunsten der 
Ingeneurswissenschaften, sollte 
sowohl die technische Ausrichtung 
fokussiert, als auch die Bewerbung 
zur Exzellenzinitiative gefördert 
werden. Da dieser Plan aber das 
Angebot der Philosophisch-
Historischen Fakultät und der Fakultät 
für Sozialwissenschaften in massiver 
Weise beschnitten hätte und auch das 
Lehramtstudium in seiner bisherigen 
Form unmöglich gemacht hätte, regte
sich der Protest der betroffenen 
Studierenden und durch 
Zusammenarbeit mit kulturellen Ein- 
richtungen und der Landespolitik 
gelang es, dem Rektor ein hart 
erkämpftes Bekenntnis zur Voll-
universität abzuringen.
Als Folge dieses Teilerfolges der 
Studierenden und ihren Verbündeten 
ließ sich die Hochschulleitung eine 
neue Idee einfallen. Nun sollten 
alle Fakultäten gleichmäßig an den 
so dringend für die Bewerbung 
zur Exzellenzinitiative benötigten 

Ersparnissen teilhaben.
In der Öffentlichkeit gewann dieses 
Modell mehr Sympathien, zumal man 
einsah, dass die Universität sparen 
muss. Offensiv genug propagierte der 
Rektor im Frühsommer ein absolut 
überzogenes Haushaltsdefi zit der 
Universität. Das Rasenmähermodell 
[1] wurde akzeptiert und erste 
Einsparungsmodelle der Fakultät 
9 schafften es sogar durch den, 
bekanntermaßen mit sehr kritischen 
Studierendenvertretern besetzten 
Fakultätsrat der Historisch-
Philosophischen Fakultät.

Die Rasenmªhermethode des 
Rektorats

Erst Anfang des neuen Semesters 
entstanden erste Zweifel. Auf 
Nachfrage der Studierendenvertretung 
erläuterte der Dekan der Fakultät 
9 die Umsetzung der rektoralen 
Aufl agen erneut im Fakultätsrat. 
Schnell wurde zur Gewissheit, dass 
die Einsparungen in den Instituten der 
Fakultät zu massiven Einschnitten im 
Lehrangebot führen würden.
Konkret soll die Wiederbesetzungsfrist 
bei einem Wechsel im 
wissenschaftlichen Dienst von 4 auf 
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6 Monate (also ein ganzes Semester) 
angehoben werden. Außerdem muss
aufgrund tief greifender Einsparungen 
bei den Lehrauftragsmitteln mit etwa 
50 Semesterstunden weniger im Jahr 
2010 gerechnet werden. Auch bei 
den Gastvorträgen wird gespart. Hier 
wird von mit einer Reduzierung um 
18 Veranstaltungen gerechnet. In 
den folgenden Jahren sollen diese 
Einsparungen sogar noch verschärft 
werden. Mittelfristig ist  sogar mit dem 
Verlust einer Professur zu rechnen. 
Dies ist vor allem auch insofern 
besonders relevant, da die Fakultät 
9 mit im Moment 21 Professuren 
nur noch um 2 professorale Stellen 
den Status als eigenständige Fakultät 
verteidigt.
Es liegt nahe, dass die Fakultät diese 
existenzbedrohenden Einsparungen 
nicht freiwillig tätigt. Tatsächlich 
müssen die Verantwortlichen sogar so 
handeln, da eine Stelleneinsparung in 
Verwaltung bzw. wissenschaftlicher 
Hilfsdienst nicht mehr möglich ist.

Fakultäten, die höhere Mittelzu -
weisungen aufweisen, verfügen in 
der Regel auch über eine größere 
Anzahl von wissenschaftlichen 
Hilfskräften und können daher 
die geplanten Einsparungen über 
Stellenstreichungen in diesem 
Bereich kompensieren, ohne das 
Lehrangebot substantiell angreifen zu 
müssen. Dabei handelt es sich um die 
technisch orientierten Wissenschaften, 
die in Stuttgart traditionell größeren 
Zulauf haben.
Im Kern läuft das Rasenmäherprinzip 
also, ähnlich wie die im Masterplan 
aufgeführten Maßnahmen, auf eine 
langsame Ausrottung der Geistes- 
und Sozialwissenschaften an der 

Universität Stuttgart hinaus und 
verfolgt damit genau das Ziel, das 
der Rektor schon im vergangenen 
Sommer anvisierte: Die Fokussierung 
auf die technischen Wissenschaften
unter bewusster Inkaufnahme 
einer massiven Einschneidung in 
den Geisteswissenschaften. Dies 
hat natürlich auch entsprechende 
Auswirkungen auf das Angebot im 
Lehramtsstudium bei den geistes- und 
sozialwissenschaftlichen Fächern.

Der Masterplan 2.0

Als sei das noch alles nicht 
genug kommt auf die Stuttgarter 
Geistes- und Sozialwissenschaften 
ein weiterer Schlag zu. Die im 
Spätsommer eingerichteten 
Arbeitsgruppen zur Gestaltung 
einer Hochschulausrichtung unter 
Integration der bedrohten Disziplinen 
wurden mangels rektoratsgefälliger 
Ergebnisse aufgelöst und durch neue 

Arbeitsgruppen ersetzt, welche unter 
rektoralen Aufl agen arbeiten müssen. 
Diese sind explizit konkretisiert 
und lassen keinen Spielraum für 
nonkonforme Vorschläge. Dabei 
handelt es sich um folgende 
Vorbedingungen:
Die Wirtschaftwissenschaften 
der Universität sollen ein 
Kooperationsmodell mit Hohenheim 
eingehen. Da die betriebs- und 
volkswirtschaftlichen Institute der 
Fakultät 10 zugerechnet werden, 
würde eine mit dieser Kooperation 
einhergehende Einsparung an 
Professuren zwangsläufi g zur 
Aufl ösung der Fakultät für 
Sozialwissenschaften an der 

Universität Stuttgart führen. Eine 
Zusammenlegung mit der Historisch-
Philosophischen Fakultät wird die 
dort angesiedelte Forschung und 
Lehre weiter reduzieren.
Im Bereich des Lehramtsstudiums 
soll das neue Hauptfach 
Naturwissenschaft und Technik 
(NWT) angeboten werden. Entgegen 
der Versprechungen des Rektorats, alle 
bisher angebotenen Kombinationsmö
glichkeiten beizubehalten (ungeachtet 
der Qualität der Lehre in den 
geistes- und sozialwissenschaftlichen 
Disziplinen), könnte theoretisch 
ein bisher angebotenes Fach dafür 
weichen, ohne die Vorlagen der 
Landespolitik zu verletzen. 
So beauftragt der Rektor auch 
ausdrücklich die Arbeitsgruppen 
mit einer „Überprüfung der bisher 
bestehenden Kombinationsmögl
ichkeiten“ im Lehramtsstudium. 
Fakultätsübergreifend sollen jetzt 14 
Professuren umgewidmet werden. 
Doch auch bei diesem Plan sind die 
Geistes- und Sozialwissenschaften 
überproportional betroffen. Bei 
insgesamt 10 Fakultäten sollen allein 
die Fakultäten 9 (Philosophisch-
Historische Fakulät und 10 (Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften) 
6 der 14 Professuren tragen. Eine 
solche Reduktion käme einem 
absoluten Knock-out der Stuttgarter 
Geisteswissenschaften gleich.
Die Hochschulleitung ist sich 
dieser Problematik bewusst. 
So formuliert sie auch in einer 
weiteren Vorbedingung für die 
Arbeitsgruppen die Berücksichtigung 
einer „Neustrukturierung der 
beiden Fakultäten im Rahmen 
einer neuen Fakultät, da nach 
Landeshochschulgesetz die Kritische 
Masse nach den Einsparungen nicht 
mehr gegeben ist“. Hierbei handelt 
sich um ein eindeutiges Bekenntnis 
des Rektorats die Geistes- und 
Sozialwissenschaften mit allen 
an ihr hängenden Studiengängen 
( K o m b i n a t i o n s m ö g l i c h k e i t e n 
beim Lehramtsstudium) auf einen 
Rumpfbestand zu reduzieren.
Was also im Sommer noch 
der Masterplan war und viele 
Tausende an Studierenden auf die 
Barrikaden gehen ließ, ist heute das 

Umsonst die Hacken schmutzig geworden?



der Hochschulpolitik bundesweit
aber auch regional, ist die zunehmende 
Ökonomisierung der Bildung. 
Während sie im besetzten Hörsaal Tag 
und Nacht mit vollem Engagement 
für die Belange der heutigen und 
zukünftigen Studierenden arbeiten, 
plant die Hochschulleitung weitere 
Schritte in die falsche Richtung 
während der Rektor in der 
Öffentlichkeit den verständnisvollen 
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Rasenmäherprinzip in Kombination 
mit einem vorsichtiger formulierten 
Masterplan 2.0. Das Ergebnis ist das 
Selbe. Nur dieses Mal scheinen die 
Studierenden sich dieser Problematik 
nicht in selbem Maße bewusst zu 
sein.
Im Moment besetzen zirka 40 bis 100 
Studierende den Tiefenhörsaal 17.01 
der Universiät Stuttgart. Eine ihrer 
zentralen Angriffspunkte gegenüber 

Universitätsvater spielt. Und 20.000 
weitere Studierende der Universität 
Stuttgart warten zu Hause bis das 
Telefon klingelt.

[1] Bei dem Rasenmäherprinzip des Rektorats handelt 
es sich um eine globale Einsparungsmethode,
wonach jede Fakultät in selbem Maße im ersten Jahr 
(2010) 1,7% der Mittelzuweisungen einsparen
muss. Es ist geplant, dass der Prozentsatz in den 
darauf folgenden Jahren bis zu 3,4% im Jahr 2012 
ff. ansteigen soll.

Ein Kommentar von G. Attari

Es gibt jede Menge Gerüchte und 
Mythen rund um den Protest im 
Allgemeinen wie auch im Speziellen 
hier in Stuttgart. Diese lassen 
sich auf Individuen und Gruppen 
zurückführen, die – bewußt oder 
unbewußt – einer Halluzination des 
Protests erliegen. Da werden im 
StudiVZ Gruppen à la “Schmeißt die 
Hippies aus dem Hörsaal” gegründet, 
Burschenschaften solidarisieren 
sich mit den Forderungen und von 
überall her wird man mit Verständnis 
überschüttet – auch von denen, die 
ursächlich für die Bildungsmisere 
verantwortlich waren (hier fragt man 
sich doch, wieso es dann nicht gleich 
anders gemacht wurde).

An ordinary man / Doing what he 
can / But what goes on inside his 
mind 

Immer wieder kreuzten im Plenum 
Burschschafter auf, die den Protest 
mit realitätsfernen Anträgen 
penetrierten. Sie probierten es in 
Gruppen, farbentragend wie auch als 
vermeintliche Einzelperson. 
Der größte Scherz war wohl der 
Antrag auf “politische Neutralität” 
des Protestes in Stuttgart, was 
doch bitte einer Beschränkung auf 
hochschulpolitische Forderungen 
sowie der “Neutralität” der 
Internetplattform sowie der 
Streikzeitung gleichkommen sollte. 
Da hat wohl jemand das Projekt 
Bildungsstreik 2009 gänzlich 
missverstanden: Es geht darum, 

Schizo
den Zusammenhang der Misere im 
ganzen Bildungsbereich herzustellen 
und gemeinsam mit anderen 
gesellschaftlichen Gruppen zu 
protestieren. Nichts weniger ist der 
Anspruch des Bildungsstreiks. 
Dass der Protest “links” sei, wie 
vom Burschenschafter emsig 
vorgetragen, ist reine Unwissenheit, 
wie der Artikel von A. Rhizom in 
der 4. BESETZT-Zeitung ausführt 
[1]. Um die Argumentation hier 
kurz wiederzugeben, geht es beim 
gegenwärtigen Bildungsstreik um 
die Bedingungen der Bildung und 
Ausbildung, nicht um das große 
Ganze. Aber genau dort würde eine 
linke Kritik ansetzen. Welchen Zweck 
verfolgt Bildung an der Universität in 
einem kapitalistischen System? Welche 
Funktion oder Stellung hat Bildung im 
gesellschaftlichen Ganzen – und muss 
man nicht das kapitalistische System 
kritisieren, will man die Bildung 
grundlegend kritisieren? Von diesen 
Fragestellungen und Ansätzen zur 
kritischen Kritik ist der Bildungsstreik 
aber (noch) weit entfernt.
Interessanter hierbei ist, dass die 
Person den Antrag natürlich nicht 
völlig unbedarft stellte, sondern aus 
einer ganz gewissen Position heraus 
– bewußt oder unbewußt, das kann 
man nicht beurteilen. Sie kommt 
aus einem Zusammenhang, den 
Burschenschaften. Diesen geht es 
nicht um emanzipatorische Bildung 
für alle Menschen, sondern darum, 
eine geistige und fi nanzielle Elite zu 
reproduzieren. Eventuell könnten sie 
für diesen Zweck auch mit einigen, 
wie eben dargelegt gar nicht mal so 
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linken Forderungen sympathisieren, 
wenn, ja wenn es nicht diese linken 
Spinner gäbe, die alles unterwandern 
und dem Protest ihre Einstellung 
aufzwängen (was A. Rhizom schön 
falsifi ziert hat).     

Our little friend just sits and smiles 
ha ha 

Von allen möglichen Politikern, 
Zeitungen und Rektoren wird uns 
vollstes Verständnis entgegengebracht, 
allen voran die oberste Bildungs-
Mama, Frau Annette Schavan. Im 
Sommer nannte sie die Proteste noch 
“gestrig”. Mittlerweile lässt sich der 
Bildungsstreik nicht mehr einfach so 
wegdiskutieren oder diskreditieren, 
hat er durch die bundesweiten 
Hörsaalbestezungen doch nochmal 
eine neue Qualität erfahren. Schavan 
nimmt die Auseinandersetzung jedoch 
nicht auf, sondern biedert sich an. Wie 
im Delirum erzählte sie am 29.11. 
“lustige” Dinge mit einem ständigen 
Lächeln auf den Lippen bei Anne Will 
[2] [3].  Eigentlich sei doch alles super 
an den öffentlichen Hochschulen, 
aber die Pläne der Regierung 
würden einfach nicht entsprechend 
umgesetzt  und genau darum würden 
die Studierenden völlig richtig die 
korrekte Umsetzung fordern. Hier 
will man ganz offensichtlich den 
Protest instrumentalisieren und die 
Schuld den Universtitätsleitungen 
weiterreichen. 
Diese wiederum betonen inständig, 
dass ihnen von der Politik die Hände 
gebunden seien, oder schieben die 
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Probleme noch eine Ebene tiefer 
auf die Fakultäten ab. Keiner ist 
verantwortlich, keiner war’s gewesen, 
jeder versteht den Protest. Es bleibt 
ein Lächeln.

That harmless looking dear / May 
be the one to fear 

Diese Entwicklung ist gefährlich, 
insofern der Protest nicht als 
Widerstand anerkannt wird, sondern 
von den Machtinstanzen aufgesogen 
und teilweise sogar positiv für die 
eigene Sache gewendet wird. Die 
vorherrschende Poltik oder Unileitung 

wird als Partner wahrgenommen 
und nicht als den eigenen Interessen 
diametral entgegengesetzt.
Das Verständnis und die Zusage über 
beispielsweise mehr Mitbestimmung 
hier in Stuttgart lässt den Gegner 
harmlos erscheinen und glättet 
die Wogen des Protests, welche 
durch eine Grundströmung der 
Widersprüche verursacht werden, die 
so real sind wie nie zuvor. Daher sollte 
man sich immer Fragen, welcher 
Zweck verfolgt wird, sei es durch 
das ubiquitäre Verständnis für den 
Protest, die Zusage über einige wenige 
Forderungen oder das Auftreten von 

Burschenschaftern. Wäre es vielleicht 
doch nicht schlecht, sondern gut, 
wenn man uns als Gegner anerkennen 
und auch bekämpfen würde? 

[1] http://www.bildungsstreik-
stuttgart.de/zeitung/
[2] http://www.ardmediathek.de/ard/
servlet/content/3433800
[3] Völlig realitätsfremd 
beispielsweise ihre Aussage, dass die 
Studiengebühren die Studierenden 
selbstbewusster gemacht hätten, weil 
sie jetzt mitbestimmen könnten (sic!).

von C. Lucarelli

Nachdem nun mittlerweile sämtliche 
Diplomstudiengänge auf das 
Bachelor-Master-System umgestellt 
worden sind – der Erfolg oder 
Misserfolg des Ganzen dürfte weithin 
bekannt sein – sind als nächstes die 
Lehramtsstudiengänge an der Reihe. 
Auch hier soll kräftig modularisiert 
werden, das Studium wird aber 
nicht in zwei Teile unterteilt. 
Inklusive Praxissemester und erster 
Staatsprüfung ist eine Regelstudienzeit 
von 10 Semestern vorgesehen, in 
denen die Studierenden insgesamt 
300 ECTS-Credits sammeln müssen.
Das ganze ist in der “Verordnung 
des Kultusministeriums über die 
Erste Staatsprüfung für das Lehramt 
an Gymnasien”, kurz “Gymnasi
allehrerprüfungsordnung I” oder 
noch kürzer “GymPO I” festgelegt. 
Diese wurde am 31. Juli 2009 
beschlossen und im Gesetzblatt vom 
26. August veröffentlicht. Ab dem 
Wintersemester 2010/2011 gelten die 
neuen Regelungen, daher müssen die 
Prüfungsordnungen bereits Anfang 
des Jahres 2010 im Senatsausschuss 
Lehre beschlossen werden. 
Da an den Unis bis Mitte Oktober 
in der vorlesungsfreien Zeit keine 
Gremien tagen, bleiben also nur 

Bologna zum Zweiten:
 Lehramtsstudiengänge

etwa zwei Monate, in denen zunächst 
uniweit eine Rahmenprüfungsordnung 
ausgearbeitet wird und anschließend 
die Fachbereiche die eigentlichen 
Prüfungsordnungen mitsamt 
Modulhandbüchern ausarbeiten 
müssen. So bleiben im Endeffekt nur 
wenige Wochen für die Konzeption 
und Ausarbeitung eines kompletten 
Studiengangs, der 10 Semester 
umfasst und die Studierenden auf 
eine Lehrtätigkeit vorbereiten soll, 
von der später einmal die Qualität der 
schulischen Ausbildung abhängt.
Das Ministerium setzt die Universitäten 
hier ohne Not unter massiven 
Zeitdruck, den natürlich besonders 
die gewählten VertreterInnen in 
den Studienkommissionen und 
Fakultätsräten zu spüren bekommen. 
Die Kinderkrankheiten des Bachelor-
Master-Systems in den übrigen 
Studiengängen sind noch lange nicht 
überwunden, da soll schon der nächste 
Teil der Bologna-Reform im Hau-
Ruck-Verfahren bewältigt werden.
Doch der Zeitplan ist nicht der einzige 
Haken an der Sache. Die Verordnung 
bringt außerdem ein völlig neu 
strukturiertes Studium mit sich, das 
den Studierenden nahezu sämtliche 
Freiheiten nimmt. Sah bisher die 
Praxis für viele Lehramtsstudierende 
so aus, dass die belegten Fächer mehr 
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oder weniger abwechselnd studiert 
wurden, was eben der Stundenplan 
hergab, so wird jetzt alles in ein 
Korsett gezwängt, das pro Semester 
jeweils feste Anteile an den jeweiligen 
Fächern vorschreibt. Dazu kommen 
noch Pädagogik und ein Ethisch-
Philosophisches Grundlagenstudium, 
die auch relativ fest eingeplant 
sind. Wer künftig in Stuttgart eine 
Kombination wie Chemie und 
Englisch studiert, wird sich wohl auf 
noch mehr S-Bahn-Fahrten einstellen 
müssen.
Sämtliche Stundenpläne der 
einzelnen Studiengänge müssen nun 
aufeinander abgestimmt werden, was 
in einigen Fällen sicher funktionieren 
wird, beispielsweise für beliebte 
Kombinationen wie Mathematik und 
Physik. Für andere Kombinationen 
wird dies nicht möglich sein und 
das Studium wird sich in die Länge 
ziehen, oder sie werden schlicht nicht 
mehr vernünftig studierbar sein. So 
schafft Bologna also mal wieder 
weniger statt mehr Flexibilität.
Wie beim Bachelor werden ebenfalls 
sämtliche Modulprüfungen in 
die Endnote eingerechnet, sie 
machen gegenüber den mündlichen 
Abschlussprüfungen und der 
wissenschaftlichen Arbeit sogar 
den weitaus größeren Anteil aus. 
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Folglich stehen die Studierenden 
bereits ab dem ersten Semester unter 
dem Druck, gute Prüfungsleistungen 
abliefern zu müssen, ungeachtet 
eventueller Startschwierigkeiten oder 
organisatorischer Probleme aufgrund 
von Terminkollissionen.
Die zweite Portion Bologna erweist 
sich insgesamt als ein halbgarer 
Aufguss des ersten Teils, aus dessen 
Fehlern offenbar nichts gelernt wurde. 
Stattdessen werden die Unigremien 
massiv unter Zeitdruck gesetzt, 
was die Ausarbeitung vernünftiger 
Prüfungsordnungen innerhalb des 
starren Modulgerüsts noch erschwert. 
Für die ProfessorInnen böte sich hier 
die einmalige Chance, zu verhindern, 
dass die gleichen Fehler wie bei der 
Umstellung der Diplomstudiengänge 
wiederholt werden. Wenn auch diese 
Reform unter Murren irgendwie 
durchgeführt wird, ist am Ende 
höchstens dem Kultusministerium 
geholfen, das die Sache vom Tisch 
hat. Die Unis wären wie bereits 
beim Bachelor-Master-System auf 
Jahre hinaus mit Nachbesserungen 

beschäftigt und die Studis wären 
mal wieder die Versuchskaninchen in 
einem Reformprojekt, das sie selbst 
nicht zu verantworten haben.
Die momentane Präsenz des Themas 
Hochschulpolitik in den Medien 
bietet die Möglichkeit, mit einer 
koordinierten Aktion mehrerer 
Fakultäten und Universitäten der 

Landesregierung klarzumachen, dass 
die künftige LehrerInnenausbildung 
keine derartigen Schnellschüsse 
verkraften kann. 
Daher der Aufruf an alle Fakultätsräte 
und Studienkommissionen: Lieber 
jetzt Mut zeigen und die Reform 
verweigern als später über die Folgen 
zu schimpfen!

von F. Fitz

Der Lackmustest im Bereich der 
Bildung wurde eigentlich schon 
gemacht. Die  Testergebnisse werden 
jedoch von der Politik und auch von 
manchen Teilen der Gesellschaft 
gekonnt übersehen. Aktuell soll 
in Hamburg die Grundschule zur 
Primarschule reformiert und somit 
das gemeinsame Lernen auf sechs 
Jahre ausgeweitet werden. Ein Schritt 
in die richtige Richtung, der leider 
nicht als ein solcher angesehen wird. 
Eltern von vermeintlich begabteren 
Kindern bangen um deren Status, um 
die Ausschöpfung ihrer Begabung, 
wenn diese nicht nach vier Jahren 
Grundschulzeit von der „Masse” 
abgesetzt und dadurch nur noch mit 
Ihresgleichen lernen können. Während 
auf der einen Seite immer und immer 
wieder von Deutschlands letztem 

Verschlafene Politik – 
Appell für ein neues Schulsystem

Rohstoff gesprochen wird, werden 
wissenschaftliche Ergebnisse in 
Bezug auf das Schulsystem souverän 
missachtet. Stillschweigend wird die 
allseits bekannte soziale Selektion 
hingenommen, wenn nicht sogar  
gefördert. Die Elite muss bleiben, 
was unten geschieht interessiert 
nur wenig. Anstatt die vertikale 
Durchlässigkeit zu vergrößern und 
ein dynamisches System zu schaffen, 
werden Privilegien gesichert und wird 
Chancengleichheit verhindert.  Das 
dreigliederige Schulsystem und die 
frühe Trennung nach der Grundschule 
tun ihr Übriges innerhalb dieses 
Prozesses. Längst ist bewiesen, dass 
sich Umwelteinfl üsse und soziale 
Faktoren auf die Bildungskarrieren 
der Kinder in Deutschland auswirken. 
Die PISA und IGLU Studien haben 
gezeigt, dass in keinem anderen der 
beteiligten Ländern die Abhängigkeit 

der sozialen Herkunft und des 
Bildungsstatus so groß ist wie in 
Deutschland. 
Das dreigliedrige (eigentlich sogar 
viergliedrige) Schulsystem ist 
ein Relikt aus dem preußischen 
Ständestaat, das dazu diente eben 
diese Stände zu erhalten. In einer 
pluralistischen Gesellschaft wie wir 
sie heute vorfi nden, ist ein solches 
System veraltet und ungerecht. Die 
Hauptschule wird immer mehr zum 
Abstellgleis für all diejenigen, für 
die in unserer leistungsorientierten 
Gesellschaft keine Verwendung, kein 
Platz gefunden wird. Verstärkt wird 
dieser Prozess dadurch, dass die 
Übergangsquote zu den Gymnasien 
immer größer wird. Es entsteht ein 
Kreislauf, bei dem jene außen vor 
bleiben, die das Pech haben, nicht 
aus einem oberen sozialen Milieu zu 
stammen. Somit wird schon in der 

Aktion im Bildungsstreik im Sommer. Auch damals wurde schon 
BA/MA kritisiert. Jetzt droht den Lehramtsstudiengängen ebenfalls 
die Modularisierung.
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Grundschule die Konkurrenz unter 
Schülern geschürt und konsequent 
ein wirtschaftliches Leistungsprinzip 
angewandt, welches den Charakter 
der Schule massiv verfälscht. 
(1) Individuelle Förderung und 
Chancengleichheit treten in den 
Hintergrund. Dabei ist es doch sehr 
fraglich wie gut eine Gesellschaft 
funktionieren kann die auf einer 
Chancengleichheit aufbaut, die de 
facto nicht vorhanden ist. Hartmut 
von Hentig, ein Pädagoge, entwarf 
einst den sokratischen Eid für Lehrer, 
der unter anderem beinhaltet, dass 
sich jeder Lehrer dazu verpfl ichtet, 
„das Kind auf die Welt einzulassen 
wie sie ist, ohne es der Welt zu 
unterwerfen, wie sie ist.”  Eigentlich 
eine Selbstverständlichkeit. Aber 
wie soll dies funktionieren,  in einer 
Schule, der der gesellschaftliche 
Leistungsbegriff aufoktroyiert 
wird? In einer Schule in der Lern- 
und Leistungsverhalten als rein 
quantitativer Zahlenwert dargestellt 
wird? Natürlich ist die Schule nicht 
der Rettungsanker, aber sie kann 
sicherstellen, dass sie an der sozialen 
Selektion nicht mitschuldig wird.
 Ein weiteres Problem im deutschen 
Schulsystem stellt die frühe Trennung 
nach der vierten Klasse dar. Die 

„Elite” wird dadurch schon sehr 
früh von allen anderen abgehoben. 
Eltern müssen keine Angst mehr 
haben, dass ihre begabten Schützlinge 
vom Lernen abgehalten werden. 
Und dabei wurde es so oft gezeigt: 
Längeres gemeinsames Lernen, 
hindert die Starken nicht, sondern 
fördert die Schwachen. Natürlich 
gehören dazu Strukturveränderungen, 
aber alternative Schulsysteme, 
wie die sechsjährige Grundschule, 
teilintegrierte Stadtteilschulen, 
kooperative Schulsysteme, 
integrierte Gesamtschulen oder 
Gemeinschaftsschulen sind immer 
noch die große Minderheit in 
Deutschland. Längeres gemeinsames 
Lernen schließt dabei keineswegs 
die individuelle Förderung aus. Am 
Beispiel Schweden lässt sich dies 
sehr gut erkennen. Dort besuchen alle 
Kinder (ab spätestens sieben Jahren) 
eine neunjährige Gesamtschule, in 
welcher voll auf Förderung gesetzt 
wird. Seit dem Schuljahr 2005/2006 
werden für jedes Kind individuelle 
Lernpläne erstellt. (2)  Hier wird das 
Menschenrecht auf Bildung ernst 
genommen, anders als in Deutschland. 
„Migrantenkinder” bekommen in 
Skandinavien Fachunterricht in 
ihrer Muttersprache und besuchen 

schulbegleitend einen Sprachkurs. 
Dadurch wird verhindert, dass Kinder 
mit Migrationshintergrund schon 
in der Grundschule zurückfallen. 
Natürlich kostet dass alles Personal 
und Personal kostet Geld, aber 
liebe schwarz-gelbe Regierung, 
Schweden generiert mit ihrem 
guten Bildungssystem sogar 
Wirtschaftswachstum und das dürfte 
selbst euch gefallen. Noch wichtiger 
als Wirtschaftswachstum ist allerdings, 
der Fakt, dass in den skandinavischen 
Ländern der sozio-kulturelle 
Hintergrund eines Schülers nur einen 
geringen bis keinen Einfl uss auf 
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den Bildungsstand hat. Deutschland 
scheint daran aber weiterhin nicht 
interessiert zu sein und unterwandert 
mit einem veralteten Bildungssystem 
das Menschenrecht auf Bildung. 
Bleibt zu hoffen, dass das Land dies 
bald zu spüren bekommt und dann 
endlich reagiert, denn keine Bildung 
ist teurer als gute Bildung. 

(1) Jörg W. Ziegenspeck: Bildungspolitik 
ohne Fortschritt – Bildungsreform ohne Effekt,   
Schorndorf 2009, S.118. 
(2) Georg Auernheimer, Schiefl agen 
im Bildungssystem – Die Benachteiligung der 
Migrantenkinder, Wiesbaden 3im Bildungssystem – Die Benachteiligung der  3im Bildungssystem – Die Benachteiligung der 

2009,  S.25. 

Für eine entfesselte StudentInnenschaft 
von C.Gmoser

Ein Grund warum wir den Hörsaal 
besetzten ist die Forderung nach 
einer Verfassten StudentInnenschaft. 
Da dieser Begriff leider nicht 
sehr geläufi g ist soll hier kurz 
angeschnitten werden, was die 
wesentliche Merkmale einer solchen 
Verfassten StudentInnenschaft 
ist. Der Dachverband der 
StudentInnenschaften der 
„freie zusammenschluss von 
studentInnenschaften (fzs)” hat dazu 
eine eindeutige Position die hier 
zusammenfassend dargestellt wird. 

Grundlegend wird davon 
ausgegangen, dass demokratische 
Partizipation und verantwortliche 
Mitgestaltung des gesellschaftlichen 

Lebens notwendige Basis einer 
demokratischen Gesellschaft ist. Die 
Umsetzung dieser demokratischen 
Grundprinzipien beginnt vor allem im 
direkten Lebensumfeld der Menschen 
als BürgerInnen, die nicht allein auf 
ihre Pfl ichten verwiesen werden, 
sondern auch von ihren Rechten 
Gebrauch machen können. Denn oft 
genug wird uns nur vorgeschrieben 
was wir zu tun und zu lassen haben, 
jedoch werden wir BürgerInnen und 
StudentInnen selten dazu aufgefordert 
von dem Recht der Mitgestaltung 
gebrauch zumachen

An der Hochschule setzt die Verfasste 
StudentInnenschaft den Rahmen eben 
dieser  studentischen  Mitgestaltung; 
sie ermöglicht die demokratische 
Organisation der StudentInnen. 

Die Situation gestaltet sich in den 
einzelnen Bundesländern sehr 
unterschiedlich. Während in den 
meisten Bundesländern die Vertretung 
der StudentInnen in unterschiedlicher 
Weise gehandhabt wird, gibt es mit 
Bayern und Baden-Württemberg zwei 
Bundesländer, in denen Verfasste 
StudentInnenschaften von dem 
Landesgestzgeber nicht vorgesehen 
und somit nicht ermöglicht sind. 

Teilkºrperschaft

Wichtig beim Konzept der Verfassten 
StudentInnenschaft ist der rechtliche 
Status als Teilkörperschaft zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben. 
Die StudentInnenschaft muss als 
Körperschaft in der Lage sein, 
unabhängig von der Hochschule, 
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Verträge abzuschließen sowie 
gerichtlich und außergerichtlich 
aufzutreten.

Nur als eine rechtsfähige 
Teilkörperschaft kann eine 
StudentInnenschaft sich in allen 
relevanten Belangen selbst und 
unabhänig verwalten. Über die 
Organe der StudentInnenschaft 
bestimmen die StudentInnen dabei 
selbst und unmittelbar, ebenso 
über die demokratische Kontrolle 
der Wahrnehmung der Aufgaben. 
Beispiele für den unabhängigen 
Vertragsabschluss können 
Anmietungen von Räumen außerhalb 
der Hochschule, Leasingverträge, 
Wartungs- und Bereitstellungsverträge 
als Voraussetzung für die eigene 
Arbeitsfähigkeit sein.

Satzungsautonomie

Die StudentInnen könnendamit, die 
sie betreffenden Belange selbst regeln 
und innerhalb der von Hochschule 
zu Hochschule unterschiedlichen 
Gegebenheiten individuell gestalten 
können. Dies kann bedingt durch 
demokratische Grundprinzipien nur 
von den betroffenen StudentInnen 
selbst vorgenommen werden. Die 
Struktur muss gerade auch von denen 
demokratisch legitimiert werden, 
deren Belange innerhalb dieser 
vertreten werden sollen. Zudem wird 
durch Gestaltung von demokratischen 
Strukturen die Fähigkeit zur 
Teilhabe der StudentInnen an 
gesellschaftlichen Entscheidungs- 
und Gestaltungsprozessen verbessert.

Beitragshoheit

Die StudentInnenschaft erhebt Beiträge 
von den StudentInnen. Somit ist die 
fi nanziell Unabhängigkeit gesichert. 
In Stuttgart entscheidet zur Zeit, dass 
Rektorat wieviel Finanzmittel die 
StudentInnenschaftzur Verfügung hat 
und wofür diese zu verwenden sind. 
Da diese Bevormundung für uns nicht 
tragbar ist und nicht den Grundsätzen 
selbständiger und selbstbestimmter 
Menschen entspricht, haben wir einen 
Hörsaal besetzt. Die Hörsaalbesetzung 
ist ein Mittel Freiräume zu schaffen 
und diese Selbstbestimmung zu 
erreichen. Wenn uns per Gesetzt 
keine Autonomie gewährleistet wird, 
dann nehmen wir sie uns. 

Infos unter: http://www.fzs.de/
aktuelles/positionen/216430.html

von Wolfram Klein

Im Oktober begann in Österreich die 
Hörsaalbesetzungsbewegung. Wir 
waren begeistert von dieser Bewegung. 
Der Funkenfl ug von den „brennenden 
Unis” verbreitete sich von Heidelberg 
ausgehend auch in Deutschland 
(und in anderen Ländern). Aber die 
Bewegung in Österreich wäre nicht 
so stark geworden und würde nicht 
so lange durchhalten, wenn sie nicht 
mehr tun würde als Hörsäle besetzen. 
Sie begann mit einem gemeinsamen 
Streik von Beschäftigten und 
Studierenden an der Akademie der 
Künste in Wien.
Als sich die Bewegung von der 
Akademie der Künste auf die 
Universität Wien ausdehnte, 
solidarisierten sich die Studierenden 
mit der österreichischen 
Metallgewerkschaft GMTN. 
Der Hintergrund war, dass in 
der Metallindustrie damals ein 
Arbeitskampf stattfand (inzwischen 
gibt es einen Tarifabschluss). 
Studierende gingen zu Belegschaft
sversammlungen und brachten ihre 
Solidaritätsgrüße. Am 28. Oktober 
demonstrierten Studierende und 

Wir können von Österreich mehr lernen als 
Hörsäle besetzen

Beschäftigte, vor allem MetallerInnen 
gemeinsam in einer Riesendemo 
mit 50.000 TeilnehmerInnen. Am 
5. November schlossen sich die 
MetallerInnen einem Aktionstag 
der Studierenden an, ebenso wie 
SchülerInnen und ErzieherInnen. 
GewerkschafterInnen besuchten 
den besetzten Audimax der Uni und 
brachten ihre Solidarität nicht nur in 
Worten, sondern auch auf nahrhafte 
Weise zum Ausdruck. 
Auch in Deutschland
Als im Oktober in Deutschland die 
GebäudereinigerInnen streikten und 

in vielen Orten die Universitäten ein 
Streikschwerpunkt war, unterstützten 
Studierende den Streik oft, z.B. in 
Berlin, indem sie sich an Streikposten 
beteiligten. An der TU Berlin gingen 
sie auch gegen den Einsatz von 
Streikbrechern vor, u.a. durch eine 
Blockade eines Putzmittelraums 
oder das Ausleeren von zwei 
Dutzend vollen Müllsäcken in der 
Uni. Im Gegenzug nahmen in Berlin 
bei der dortigen Großdemo zum 
Bildungsaktionstag neben 10.000 
SchülerInnen und Studierenden auch 
viele GebäudereinigerInnen aus 

Quelle: action-stuttgart.de Foto: Roland Hägele
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Solidarität teil.
An der FU Berlin fand am 26. 
November die dritte Vollversammlung 
nicht im besetzten Hörsaal 1a statt, 
sondern in der Mensa. Der Grund 
war, dass die Beschäftigten des 
Studentenwerks (einschließlich 
Mensa) einen Warnstreik machten 
und sich die Studierenden mit dem 
Warnstreik solidarisierten. Auch in 
zahlreichen Redebeiträgen wurde 
ein Zusammenhang zwischen dem 
Kampf für bessere Bildung und 
bessere Arbeitsbedingungen (die 
Beschäftigten des Studentenwerks 
sind von Lohnsenkungen seit 
2003, erhöhter Arbeitsbelastung 
und dem verstärkten Einsatz 
von LeiharbeiterInnen, die noch 
schlechtere Bedingungen haben, 
betroffen) hergestellt. 
Und hier in Stuttgart?
Am 17. Juni haben wir gemeinsam 
mit SchülerInnen und ErzieherInnen 
demonstriert. Am 19. November 
haben sich Studierende an der Art 
Parade gegen die Kürzungen der Stadt 
Stuttgart bei den Kultureinrichtungen 
beteiligten in dem richtigen Gefühl, 
dass diese Einrichtungen im Sommer 
auch mit unserem Kampf gegen 
den Masterplan von Rektor Ressel 
solidarisch waren. 
Jetzt brennt Daimler
Und jetzt ist bei Daimler die Kacke 
am Dampfen: letzte Woche wurde 
bekannt, dass die Produktion 
der C-Klasse tatsächlich 2014 
aus Sindelfi ngen weg verlagert 
werden soll. Dadurch würden 3.000 
Arbeitsplätze vernichtet. Angeblich 
sollen durch Produktionsverlagerung 
1.200 Ersatzarbeitsplätze entstehen, 
aber angesichts der allgemeinen Krise 
der Autoindustrie ist das reichlich 
unsicher. Dazu kommen rund 2000 
bedrohte Arbeitsplätze bei Zulieferern 
etc. Die Beschäftigten reagierten 
mit spontanen Protesten. In einem 
Betrieb, in dem die IG Metall mit 
ihrem großen Apparat jahrzehntelang 
Proteste wie einen Lichtschalter ein- 
und ausschalten konnte, sind jetzt 
spontane Aktionsformen entstanden, 
die mehr an Studierenden- als an 
Gewerkschaftsproteste erinnern. 
Am Mittwoch fi elen durch 
spontane Arbeitsniederlegungen 

alle drei Schichten aus. Am 
Donnerstag demonstrierten hunderte 
Beschäftigte von Sindelfi ngen nach 
Böblingen, danach versammelten 
sich Tausende Beschäftigte zu 
einer Informationsveranstaltung 
im Werk. Hunderte versammelten 
sich danach vor dem Sindelfi nger 
Mercedes-Verwaltungsgebäude 
und ließen sich von Betriebsräten 
nicht zur Rückkehr zur Arbeit 
bewegen. Gewerkschaftsfunktionäre 
sagen offen, dass sie die Lage 
nicht unter Kontrolle haben. Am 
Donnerstag demonstrierten auch 
3.500 Beschäftigte in Untertürkheim, 
davon 2000 im Werksteil Mettingen 
(die Achsenproduktion in 
Mettingen ist von der drohenden 
Produktionsverlagerung der C-
Klasse direkt betroffen). Am 
Freitag gab es morgens und abends 
Großdemonstrationen mit 15.000 
und 5.000 Beschäftigten und 
UnterstützerInnen. Für Montag 
und Mittwoch wurden weitere 
Betriebsversammlungen angekündigt
Was geht uns das an?
Viele Studierende sagen, dass es bei 
unserem Protest nur um Hochschul- 
und allenfalls um Bildungspolitik 
gehen solle und wollen nicht, dass 
„linke” Studierende den Protest 
mit allgemeinen politischen Fragen 
verknüpfen. Oft sind es genau 
dieselben Studierenden, die betonen, 
dass es beim Studium auch um das 
Erlernen von Berufsqualifi kationen 
geht, um die Vorbereitung auf den 
Arbeitsmarkt, nicht nur um die 
Bildung der Persönlichkeit und 
die Entwicklung zum kritischen 

Denken. Aber ist es dann nicht ein 
Widerspruch, sich nicht dafür zu 
interessieren, wenn der Arbeitsmarkt, 
für den wir lernen sollen, gerade 
der schwersten Wirtschaftskrise der 
Nachkriegszeit zum Opfer fällt? Von 
dieser Krise ist die Region Stuttgart 
mit ihrer starken Ausrichtung auf den 
Export und auf Maschinenbau und 
Autoindustrie besonders betroffen. 
Die Arbeitslosigkeit hat unter 
Hochschulabgängern in den letzten 
Monaten bundesweit besonders stark 
zugenommen. Im August lag sie (bei 
Hochschulabgängern zwischen 25 und 
34 Jahre) um 27% höher als ein Jahr 
vorher. Die Zahl der offenen Stellen 
war in den ersten neun Monaten 
39% geringer als im Vorjahr, für 
Ingenieure z.B. hat sie sich (je nach 
Fachrichtung) sogar um 57 bis 69% 
verringert, für Informatiker halbiert. 
(SZ, 19. 11. 2009)
Geht es uns wirklich nichts an, wenn 
weitere Tausende Arbeitsplätze auf 
einen Schlag vernichtet werden? (Und 
der so genannte „sozialverträgliche 
Arbeitsplatzabbau” bedeutet zwar, 
dass die Beschäftigten von heute 
nicht entlassen werden, aber für die 
Beschäftigten von morgen sind sie 
trotzdem weg.) Kann es uns egal 
sein, ob in einer Branche, in der 
riesige Überkapazitäten herrschen, 
weitere zusätzliche Kapazitäten 
geschaffen werden (fi nanziert von 
den SteuerzahlerInnen in den USA 
durch Subventionen bis zu 100 
Millionen Dollar) und zugleich hier 
Kapazitäten vernichtet werden – oder 
ob z.B. die Arbeitszeit verkürzt oder 
die Produktion teilweise auf andere 

Quelle: action-stuttgart.de Foto: Roland Hägele
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gesellschaftlich sinnvolle Produkte 
umgestellt wird?
Wenn sich die Studierenden in 
Österreich mit MetallerInnen 
solidarisiert haben, die für 

Lohnerhöhungen kämpften, dann 
sollten wir uns erst Recht mit 
MetallerInnen solidarisieren, die 
für den Erhalt von Arbeitsplätzen 
kämpfen, Arbeitsplätze für sich und 

für die Beschäftigten von morgen, 
also für die SchülerInnen und 
Studierenden von heute.

von Nils Langer

Dienstag Abend hatte das besetzende 
Kollektiv den Bologna-Koordinator, 
den ehemaligen Bologna-
Beauftragten, den Prorektor Lehre und 
die Studienberatung der Uni Stuttgart 
zu Besuch. Aufgeklärt wurde über die 
ursprünglichen Hintergründe der BA/
MA-Umstellung und die Umsetzung 
an der Uni Stuttgart. 
Spätestens ab Folie 5 war klar, dass 
der Vortrag zur freien Diskussion 
wurde, da immer wieder Fragen der 
TeilnehmerInnen auftauchten, was 
eigene Studiengänge anging: fehlende 
Wahlfreiheiten, Prüfungsüberladung 
zu unfl exiblen Zeitpunkten, scheinbar 
willkürliche Hürden im Studium und 
die knappe Regelstudienzeit von 
sechs Semestern.

Was grundsätzlich gilt und immer 
wieder betont wurde: Die Hochschulen 
haben den Bologna-Prozess entgegen 
seiner Grundideen umgesetzt und 
das nicht aufgrund politischer 
Verhältnisse, sondern aufgrund von 
Desinteresse und Unwissenheit. Doch 
dazu später mehr...

Was die genannten Kritikpunkte 
anging, konnten uns aber unsere 
Gäste mal sagen, was davon bologna-
bedingt und was unabhängig davon 
sei. Zusammengefasst kann man 
sagen: Weniges beruht auf dem 
Bologna-Prozess!

Studienzeit

Die Regelstudienzeit ist nicht 
das wichtige Zeitkriterium im 
Studienplan, sondern die maximale 
Studiendauer! Schon im Magister war 
die Studiendauer auf zehn Semester 
begrenzt, heute ist das nicht anders. 
Dass ein Bachelor sechssemesterig 

Bologna - Wer ist Schuld?
sein müsse, wurde falsch vermittelt. 
Dazu kommen die Studiengangspläne, 
deren Ablauf als unveränderbar 
vermittelt werden, anstatt ihren 
Charakter als Empfehlung zu 
betonen.
Die Regelstudienzeit ist die Zeit, in 
der es gerade möglich ist, das Studium 
zu beenden. Eine längere Zeit ist 
sogar aus Sicht der Hochschulen eher 
erwünscht, da das Gelernte ja auch 
Zeit braucht, um zu wirken. Aus Sicht 
der Studierenden sowieso, irgendwie 
muss ja auch noch Zeit für Job, 
Hobbies und Freunde sein. Zudem 
könnten Wahlangebote in anderen 
Fächern, Sport oder Gremienarbeit 
wahrgenommen werden.

Pr¿fungsbelastung

Ebenso bedeutet der aktuell hohe 
Prüfungsstress eine große Belastung 
der Lehrenden; doch weder der häufi g 
zu enge Prüfungszeitplan noch die 
Pfl icht zur schriftlichen Prüfung 
sind im Bologna-Prozess begründet. 
Leider wurden aber anstatt kreativer 
Lösungen (Referate, Essays, etc.) 
zur Leistungsabfrage nur schriftliche 
Prüfungen eingeführt. Und das häufi g 
auch noch in viel zu kurzen Abständen, 
beispielsweise sechs Prüfungen in der 
ersten vorlesungsfreien Woche.

Wahlfreiheit

Ein weiteres immer wieder genanntes 
Problem der Bologna-Reform ist 
die starre Planung mit zu wenigen 
Wahlmöglichkeiten.
Als Lufti musste ich mich erstmal in 
das Problem eindenken, um zu sehen, 
was hinter dieser Beschwerde steht. 
Denn wir Techniker haben häufi g 
kaum Wahlfreiheiten innerhalb der 
ersten zwei bis vier Jahre; je nachdem 
wieviel Zeit man sich lässt. In dieser 

Zeit lernen wir die oft stumpfen 
Grundlagen, um nachher für ein bis 
drei Jahre in das interessante Zeug 
einsteigen zu können. Bei uns macht 
das durchaus Sinn, weil Wissen 
aufeinander aufbaut. Wir brauchen 
beispielsweise Mathematik, E-Technik 
und Technische Mechanik, um dann  
den Aufbau von Windkraftanlagen 
einschätzen zu können.
Dieser strikt logische Aufbau von 
Wissen fi ndet in den Sozial- und 
Geisteswissenschaften nicht statt. 
Hier ist es viel sinnvoller, sich 
hauptsächlich am eigenen Interesse 
zu orientieren. Außerdem geht es 
nicht um unser beliebtes Lernmodell 
„Friss oder stirb“, also lerne, weil es 
nichts Anderes gibt. Vielmehr geht 
es darum, Bestehendes analysieren 
und hinterfragen zu können. Daraus 
kann man dann wiederum neue 
Handlungsmöglichkeiten aufzeigen 
oder durchführen. Ziele sind also 
selbstständiges und hinterfragendes 
Denken, strukturiertes Analysieren 
und Beurteilen.
Dafür sollten auch entsprechend 
Freiheiten – zeitlich und thematisch – 
gegeben werden, um sich konstruktiv 
mit den eigenen Schwerpunkten 
beschäftigen zu können. Allerdings 
wurden die Bachelor-Studiengänge 
mit vielen Pfl ichtveranstaltungen 
zu bestimmten Zeitpunkten 
verbaut. Dadurch fehlen eben diese 
Freiheiten, woran die Einführung der 
Modularisierung, also die thematische 
Zusammenfassung zu (Prüfungs-) 
Gruppen, nicht Schuld ist.

In diesem Zusammenhang kann 
ich auch Studierenden aus Technik 
und Geisteswissenschaften raten, 
selbst Vorlesungen / Seminare in 
fachfremden Bereichen zu belegen; es 
ist eine ganz andere Art von Studium.
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Wie ªndern wir das?

Studienzeit, Wahlfreiheiten in 
den Modulen, Prüfungsarten 
und -häufi gkeit sind, die in der 
Prüfungsordnung festgelegt sind, 
stellen also die aktuellen Problemfälle 
im neuen Studiensystem dar. Doch 
wer schreibt und beschließt eine 
solche Prüfungsordnung? 
Geschrieben wird sie, angelehnt an 
das sogenannte hochschulinterne 
Eckwertepapier, in den Fachbereichen 
selbst; denn dort ist ja gerade 
die Kompetenz vorhanden, den 
Studienablauf zu planen. Beschlossen 
wird sie im Fakultätsrat und im 
Senat (nach Empfehlung des 
„Ausschuss Lehre“), danach folgt 
die Akkreditierung durch darauf 

spezialisierte Gesellschaften, die 
Akkreditierungsagenturen. Diese 
überprüfen den Studiengang als Ganzes 
auf hochschulübergreifende Kriterien, 
die vom Akkreditierungsrat, dem Land 
oder der Kultusministerkonferenz 
(KMK) vorgegeben werden.

Kein einfaches System, aber fest 
steht: Die Autorität Studienzeit, 
Wahlfreiheiten und Prüfungen zu 
ändern, liegt beim Fachbereich selbst. 
Die Akkreditierung schaut nur auf 
hochschulübergreifende Punkte.
Und in den Fachbereichen herrschte 
bei ProfessorInnen wie studentischen 
Mitgliedern offensichtlich zuviel 
Unwissen über den Bologna-
Prozess! Unter dem Druck der zu 
schnellen Einführung wurde zu 

wenig informiert, aber auch das 
Eigeninteresse kann nicht so groß 
gewesen sein; denn sonst würden die 
neuen Studiengänge nicht so viele 
unzumutbare Fehler aufweisen. 

Daher werden wir auch in 
Zusammenarbeit mit dem Bologna-
Beauftragten der Uni Stuttgart 
weitere Informationsveranstaltungen 
für Fakultätsräte und Fachschaften 
organisieren, um diesen Zustand zu 
ändern.
Es liegt an den Aktiven in den 
genannten Gremien, dann die 
gegebenen Freiheiten umzusetzen. 
Und gerade die Fachschaften müssen 
dabei auf die Umsetzung achten. 
Dann wäre schon viel gewonnen.

von Ellen Bogen

Vergangenen Sommer war die 
Bedrohung noch allgegenwärtig: 
der Masterplan an der Universität 
Stuttgart war die Konkretion einer 
fl ächendeckenden Bildungskrise 
und somit für die Studierenden im 
Kessel Wirklichkeit. Für sie und die 
Lokalpresse wurde er zum Inbegriff 
eines unhaltbaren Zustandes an 
der Universität der geprägt war 
durch Fremdbestimmung und 
Hinterhalt. Die Konsequenz war ein 
Bildungsstreik wie man ihn von der 
entpolitisierten Stuttgarter Décadence 
nicht gewohnt ist. 
War der Masterplan im Sommer noch 
konkret, so ist er den meisten heute 
wieder abstrakt. Die Kommissionen 
haben ihn im Geheimen für die 
Öffentlichkeit totgearbeitet, sodass 
er  nicht mehr der bestimmende, 
sondern wieder nur ein Faktor an 
der Universität ist undzwar ein 
Unbekannter. Mit dem Verschwinden 
der Form, die der Masteplan hier in 
Stuttgart der Bildungskrise gab, ist 
auch sie selbst aus dem Bewusstsein 
der meisten Studierenden 
verschwunden. Masterplan unsichtbar 
= welche Bildungskrise? Diese 

Wer denkt abstrakt?
Gleichung ist bezeichnend für das 
abstrakte Denken vieler Stuttgarter 
Kommilitonen.

Das gemeine an einem Prozess ist, 
dass wir ihn nicht sehen. Prozesse, 
Entwicklungen, etc. entspringen einer 
Kategorie, die dadurch charakterisiert 
ist, dass wir nur Beispiele, 
Aktualisierungen von Zuständen 
aufzeigen können, denen wir eine 
teleologische Abfolge unterstellen, 
etwa so wie der Mediziner die 
Symptome eines Kranken als 
Anhaltspunkte für den Grad seiner 
Erkrankung ansieht. Dasselbe gilt 
derzeit im Bildungssystem. Wer 
die Einsparungen, Umwidmungen 
und andere Reformen im Verbund 
mit den Folgen der überfüllten oder 
schlecht ausgestatteten Hörsääle 
oder der Kürzung der Lehre nicht 
im Kontext eines Prozesses zu sehen 
versucht, der läuft immer Gefahr 
verkürzt zu denken. Wer so denkt, 
stellt keine Ansprüche an das Denken. 
Jeder Arzt weiß: um eine Diagnose 
zu erstellen, gilt es das Besondere 
(Symptom) ins Verhältnis zum 
Allgemeinen (Krankheit) zu setzen. 
So trivial diese Sichtweise auch 
scheint, so selten wird sie in einer 
kurzlebigen, arbeitsteiligen und auf 

Egoismus getrimmten Gesellschaft 
eingenommen; davon zeugen 
Aspirin statt Ganzkörpermedizin 
oder Rettungspakete statt 
Komplettsanierung. So ist jenes 
verkürzte, abstrakte Denken, das 
im dekadenten Stuttgart besonders 
ausgeprägt ist, auch bundesweit 
zu beobachten. Doch auch das 
wird sich in den kommenden 
Monaten ändern, wenn bürgerliche 
Selbstverständlichkeiten im Zuge 
der ökonomischen Krise plötzlich 
zum Thema werden: der eigene 
Arbeitsplatz, der Preis der Bildung, 
die gesicherte Rente, etc. Das 
Bildungssystem ist krank, der 
Masterplan ist symptomatisch dafür, 
im gleichen Sinne wie die Krise des 
Bildungssystems symptomatisch für 
eine Gesellschaftskrise ist. 

Doch das verkürzte Denken 
geht noch weiter, schlägt sich 
nieder in der Abstempelung der 
Protestler und Hörsaalbesetzer 
als Radikale, Linke oder beides, 
wohlwissend, dass diese Labels 
für den Großteil der Bevölkerung 
immer noch negativ konnotiert 
sind – Springer und Konsorten 
sei Dank! Den Protest politisch 
oder ideologisch zu diffamieren 
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ist nicht zulässig, es sei denn man 
bekennt sich offen zur weiteren 
und umfassenden Privatisierung 
und Entdemokratisierung des 
Bildungssektors. Doch da es hier um 
Abstraktion geht, sei sogleich auf 
die Einseitigkeit der Subsumption 
der Akteure der Besetzung unter 
ein Label auf einem politisch-
horizontalen Spektrum verwiesen, 
welches in seiner eindimensionalen 
Beschränkung noch niemals wirklich 
in der Lage war, die Fülle der 

politischen Eigenarten präzise zu 
erfassen, weil es keinen Unterschied 
zwischen Werten und politischer 
sowie ökonomischer Ausrichtung 
macht. Und bei all der abstrakten 
Plakettierung von links oder rechts 
vergessen wir doch tatsächlich, 
dass auch Binder ein Mensch war, 
und dass da Menschen im Hörsaal 
sitzen mit denen man reden kann 
und die ihre Zeit und ihr Studium 
für irgendetwas opfern, wovon die 
meisten Kommilitonen nicht einmal 

wissen (wollen) worum es geht; 
Menschen, die Hilfe, Partizipation 
und Diskussion jederzeit willkommen 
heißen. Es sei daran erinnert, dass hier 
deutschlandweit etwas im Gange ist, 
das den größten Teil der Bevölkerung 
etwas angehen muss, nicht umsonst 
sind bundesweit noch immer etwa 
70 Hoschschulen besetzt. Links, 
rechts? Wenn schon abstrakt, dann am 
liebsten nach vorn! 

von Philipp Rohrbacher

„Wenn in einer Universität ein 
Hörsaal besetzt ist und niemand hat 
etwas gehört oder gesehen... ist er 
dann wirklich besetzt?“
Einige Physiker und Philosophen 
an der Universität Stuttgart mögen 
sich in den letzten Wochen vielleicht 
genau diese Frage gestellt haben. Und 
tatsächlich, in den meisten Gesichtern 
der Studierenden formt sich nichts 
weiter als ein großes Fragezeichen, 
wenn man sie nach den Besetzern, 
ihren Zielen oder ihren Erfolgen 
fragt.
Schemenhaft zieht das Gerücht von 
einer Vollversammlung, die am 
Donnerstag vor anderthalb Wochen 
um 13 Uhr stattgefunden haben soll, 
seine Kreise, nur um an beschäftigten 
Lernenden spurlos vorrüber zu 
ziehen: „Da war ich Mittagessen.“ 
- „Ich hatte Sprechstunde um 13:30 
Uhr.“ - „Volksversammlung? Was soll 
das denn sein!?“
Mit Soße bekleckste oder als 
Papierfl ieger verendete Zeitungen 
und Flyer schmücken Mensa- und 
Cafeteriatische oder, wenn sie von 
ordnungsliebenden Zeitgenossen mit 
Aufmerksamkeit bedacht wurden, 
die Innenseiten von Papierkörben und 
Mülleimern.
Fast gespenstisch, teilweise von 
der Witterung versehrt, hängen 
Transparente und Plakate an 
Wänden, Säulen oder aus Fenstern 

...ja, wer besetzt denn da?
und verkünden unter anderem, dass 
täglich Plena in der Stadtmitte und in 
Vaihingen stattfi nden würden.
Fast, so sollte man meinen, könnte man 
davon ausgehen, dass irgendetwas an 
dieser Uni in Bewegung sei. Aber 
man will ja keine voreiligen Schlüsse 
ziehen...
Hin und wieder hört man, jemand hätte 
an den Vaihinger S-Bahn-Ausgängen 

oder zwischen dem K1 und dem 
K2 in der Stadtmitte freundlich 
„Guten Morgen!“ sagende Gestalten 
gesehen, die buntes Papier mit Text 
an die Passanten verteilten. „Guten 
Morgen! Neueste Informationen zum 
Bildungsstreik!“ - „... Die neueste 

Ausgabe der Protestzeitung!“ - „... 
Neues vom besetzten Hörsaal an der 
Universität Stuttgart!“
Bringt man den Mut auf, die 
teilweise dem Tod näher als dem 
Leben scheinenden Verteiler darauf 
anzusprechen, was sie da tun und 
um was es geht, so erhält man 
erhellende Antworten. „Wir haben 
den Hörsaal besetzt, weil in unserem 

Bildungssystem und an unseren Unis 
immer noch sehr vieles im Argen liegt 
und wir etwas dagegen tun wollen.“
...und was tun sie, die „Besetzer“? 
Und wer sind sie eigentlich?
Wer die weite Reise auf sich nimmt, 
um das herauszufi nden, fi ndet sich 
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vielleicht bald darauf vor dem 
Untergeschoss des K2, einem der 
grauen, hochgewachsenen und 
ästhetischen Hochhäuser in der 
Stadtmitte wieder. Große Künstler 
lobten schon vor Jahrzehnten die 
Form der Gebäude, welche „am 
besten aussehen, wenn man mit dem 
Rücken zu ihren Eingängen steht“.
Vielleicht wird er hier bereits 
von dem „Arbeitskreis Rauchen“ 
freundlich begrüßt, der sich vor den 
Glastüren immer wieder spontan zum 
Ausüben des gemeinsamen Hobbies 
versammelt.
Betritt er dann das Foyer, sieht er 
zahllose Leitsätze auf Stoffbahnen, 
die die Wände zieren, die von „Dieser 
Hörsaal ist besetzt!“ über „Für mehr 
Weitsicht in der Bildungspolitik!“ bis 
hin zu „Für freie Bildung!“ reichen. 
Auch ist es nicht unwahrscheinlich, 
dass er ein oder zwei Besetzer 
erblicken kann, die eifrig mit dem 
Handy telefonierend vor dem Eingang 
zum Hörsaal hin und her laufen. 
Ein paar weitere sitzen an einem 
Tisch, auf dem Zeitungen und Flyer 
ausliegen. Hier befi ndet sich die Kaf
feeproduktionszentrale, die vor allem 
am Anfang des Arbeitstages, also am 
Vormittag, auf Hochtouren läuft.
Drei große blaue Durchgänge 
ermöglichen ihm von hier aus den 
Zugang in das Allerheiligste des 
„besetzenden Kollektivs“, den 
Tiefenhörsaal M17.01 ...
Dort überschlagen sich die Eindrücke: 
Herumliegende Schlafsäcke vor der 
mit Wochenplan, Arbeitsgruppen und 
Arbeitsaufträgen beschrifteten Tafel, 
einzelne still an Laptops sitzende 
Vernetzer, außerdem die Namen von 
Dutzenden besetzten Unis aus ganz 
Deutschland, auf die Rückseite von 
A3-Plakaten geschrieben, die an der 
linken Wand des Hörsaals hängen, 
genau wie andere bunte Transparente, 
die zum Teil auf den Bänken verteilt 
liegen. Auf den Sesseln zwischen 
den Schlafsäcken sitzen ruhig 
diskutierend oder Kniffel spielend 
weitere Besetzer, Apfelsaftschorle- 
oder Mineralwasserfl aschen neben 
sich auf dem Boden. Ein großer 
Kochtopf ist auf der Bank der 
ersten Reihe platziert, Wasserkocher 
und Kaffeemaschinen ebenso, ein 

Kühlschrank in der Ecke neben dem 
Notausgang und ein Pappkarton 
mit Brot, Marmelade, Obst und 
Plastegeschirr auf einer weiteren 
Ablage. Hier und da komplettieren ein 
paar Bierdosen das Gesamtbild, das 
von bevorstehender und vergangener 
Nahrungsaufnahme der Anwesenden 
zeugt.
...bei meist nicht mehr als 15 Besetzern 
im Hörsaal drängt sich einem schon 
der Verdacht auf, das Wort „besetzt“ 
in Zusammenhang mit dem Wort 
„Uni“ falsch verstanden zu haben. 
Die Vorstellung von einer großen 
Meute klassenkämpferischer Bestien, 
die dem Staat mit Gewalt die letzten 
Finanzen entreißen wollen, weicht 
dem Eindruck, dass da lediglich ein 
knappes Dutzend handzahmer vor 
sich hin vegetierender Studierender 
lebt.
Versammelt ist da eine bunte 
Mischung, vom Ingenieur zum 
Philosophen, über den Physiker zum 
Geschichtswissenschaftler, vom 
Drittsemester bis zum Doktorarbeit
verfassenden. Auch sind parteilose 
Fachschaftler und unpolitische 
Pragmatiker genauso vertreten wie 
diejenigen, denen man von Haus 
aus ein eher linkes Gedankengut 
unterstellen mag.
Auf dem Weg, die Treppen hinunter, 
zum Rednerpult entdeckt man 
weitere Schlafsäcke zwischen den 
Reihen und erhascht erste Blicke 
auf die Laptops der Besetzer, die 
an der Vernetzung mit anderen 
Universitäten in Baden-Württemberg 
und ganz Deutschland arbeiten. 
Mail-Clients, Skype, Protokolle von 
Internetkonferenzen oder den eigenen 
Plena, Diskussionsergebnisse, offene 
Fragen, Gesetzestexte und Bunde
sverfassungsgerichtsbeschlüsse ... 
sowie Youtube. Bei eigener Musik 
über Kopfhörer, falls die mehr oder 
weniger dezenten ansonsten im 
Hörsaal wahrnehmbaren Klänge nicht 
dem eigenen Geschmack entsprechen, 
wird recherchiert, diskutiert und 
geplant.
Dem Vorraus geht die Abstimmung 
und die Sortierung der Forderungen 
in jene, die an das Rektorat gestellt 
werden mussten, die an das Land 
gestellt werden sollen und die 

schließlich, zusammen mit allen 
anderen Universitäten, dem Bund 
gegenüber zum Ausdruck gebracht 
werden sollen. Auch hier wird viel 
telefoniert, gemailt, gechattet und 
gesprochen... zig Universitäten unter 
einen Hut zu bekommen, damit man 
geschlossen auftreten kann, zehrt an 
den Nerven aller beteiligten. Und 
bei alldem muss die Kaffeetasse 
immer ausreichend Abstand zur 
Laptoptastatur haben...
Neben dem Rednerpult unterhalten 
sich die beiden Mitglieder des 
Arbeitskreises Hörsaalwirtschaft 
mit den Hungernden, was diese sich 
zum Abendbrot oder zum nächsten 
Mittagessen vorstellen würden... 
selbstverständlich mit leckersten 
Variationen für Veganer und 
Vegetarier. Außerdem muss geplant 
werden, wieviel Getränke bei der 
nächsten abendlichen Veranstaltung 
gebraucht werden und wer das Geld 
dafür auslegt, damit sie gekauft 
werden können... und wenn sie 
schon mal einkaufen, sollen sie 
bitte auch Druckerpatronen, Papier, 
Klebeband, Edding, Schnur, Zewa-
wisch-und-weg® und alle sonstigen 
Verbrauchsgüter besorgen.
Die braucht nämlich der AK Tion 
bzw. der AK Advent, der versucht 
mit allen Arbeitswilligen Flyer oder 
Zeitungen unter die Leute zu bringen, 
bzw. Informationsstände in Vaihingen 
und Stadtmitte aufzubauen, bei denen 
es dann auch Glühwein, Waffeln 
oder Kaffee geben kann. Es wird 
schließlich für die Studierenden 
besetzt... und damit die das 
mitbekommen, will man ihnen auch 
etwas Gutes tun, das sie auch sofort 
erkennen. Lustige / zum Nachdenken 
anregende Aktionen sollen auch noch 
durchgeführt werden, zumindest 
arbeitet man daran...
Zwischen all diesen Geschäftigen 
schleicht ein mit blauem Müllsack 
bestückter Aufräumer umher, der 
hier und da stehen gebliebenes Essen, 
Zewa-wisch-und-weg® (nach dem 
Benutzen), leere Flaschen und Dosen, 
alte Flyer oder Namensschilder 
vergangener öffentlicher Anlässe 
beseitigt... man wohnt schließlich in 
einem Hörsaal und nicht auf einer 
Müllkippe.
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Steht der Besuch nun vor dem 
Arbeitstisch, der Kommandozentrale, 
ausgestattet mit Internetlaptop, 
Stromverteilerdose und Telefon, 
so besteht die Chance, dass gerade 
in diesem Moment einer der Flyer 
gestaltet wird, die am folgenden 
Morgen wieder verteilt werden 
sollen. „Wo ist das Besetzungslogo?“ 
- „Psst... das Telefon klingelt! … 
Besetzter Hörsaal in Stuttgart, wir 
wohnen hier... ja … richtig. Fotos 
für die Zeitung können sie auch 
von unserer Homepage nehmen. Ja, 
genau. Nein, da müssen sie nicht 
weiter nachfragen. Dankeschön. 
Schönen Tag noch.“
Um beim Telefonat nicht zu stören, 
hat er sich der rechten Seite des 
Hörsaals zugewendet, wo alle 
Protokolle ausgehangen sind und man 
sich informieren kann, was bisher 
besprochen wurde. Auch hängt dort 
bisweilen etwas Kunst neben der 
Anlage, die für musikalische Anlässe 
zur Verfügung steht.
Vom Besucher nicht zu sehen, 
weil gerade nicht vor Ort, sind 
der AK Strategie und die Leute, 
die Transparente malen. Auch 
fehlen zahlreiche Leute, die sich 
erst zum abendlichen Plenum 
wieder hier versammeln und die 

in den Arbeitskreisen entwickelten 
Vorschläge oder Ergebnisse 
abstimmen oder vorgetragen 
bekommen. Viele Arbeitskreistreffen 
werden ziemlich kurzfristig abends 
beim Plenum angekündigt und fi nden 
dann am nächsten Tag statt.
In dem Hörsaal, in den tagsüber viele 
Besetzer kommen und aus dem sie auch 
wieder gehen und nur ein kleiner Kern 
wirklich dauernd anwesend ist, fi ndet 
aber auch nicht die komplette Arbeit 
statt. Pressemitteilungen werden 
geschrieben, was auch zuhause, nach 
der wohlverdienten Dusche, getan 
werden kann. Veranstaltunsanfragen 
an Professoren, studentische Gruppen 
oder Professoren müssen auch 
geschrieben und in den Programmplan 
einsortiert werden. Ab und zu trifft 
man sich mit Besetzern anderer Unis, 
spricht mit dem Rektor oder dem 
Bildungsminister, um zu verhandeln, 
welche Forderungen umsetzbar sind 
und welche nicht.
Per Mail sammelt der 
Zeitungsredakteur die Artikel, 
die von jedem, der Interesse hat, 
eingeschickt werden können, und 
die, es sei denn, es handelt sich um 
unlesbaren Buchstabensalat, auch 
wirklich abgedruckt werden, ein 
streikkritischer Artikel ebenso wie 

die (häufi ger eingesandten) linker 
wirkenden Artikel. Was abgedruckt 
wird, liegt also auch an Euch.
Gedruckt wird dann übrigens 
nachts, nach Redaktionsschluss. Von 
allen Schlafmöglichkeiten beraubt 
verbringt der Druckverantwortliche 
die Zeit liebevoll mit seinem Drucker, 
Gudrun, während Hunderte Zeitungen 
und Flyer in der Papierausgabe 
landen.
Währenddessen fi ndet im Hörsaal in 
unregelmäßigen Abständen abends 
ein Beisammensein mit guter Laune 
und individueller Musik statt... Auch 
der Besucher darf seinen Wunschtitel 
in der Youtube-Jukebox eingeben und 
ihn nur wenige Minuten später über 
die Lautsprecher des Saals hören. Oft 
wird aber auch jetzt noch, mitten in 
der Nacht an Dingen gearbeitet, die 
erledigt werden müssen. Und wenn 
sich, meist zwischen zwei und fünf 
Uhr, die Besetzer zu Bett begeben und 
die Druckmaschinerie läuft, schläft 
der normale Student schon lange und 
wird am nächsten Morgen in der S-
Bahn freundlich von übermüdeten, 
dem Tod näher als dem Leben 
scheinenden Gestalten begrüßt:
„Guten Morgen! Neues vom 
besetzten Hörsaal an der Universität 
Stuttgart...“
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Kontakt zur Redaktion, eigene 
Artikel Leserbriefe, Lob, Kritik, 

Tadel : 
streikzeitung2009@gmail.com

Die Artikel spiegeln die Mei-Die Artikel spiegeln die Mei-
nungen der einzelnen Autoren  
und nicht des gesamten Be-
setzerkollektivs wider.

Wie ihr in weiteren Artikeln lesen 
könnt, waren am Dienstag sechs 
VertreterInnen des besetzenden 
Kollektivs zum Rektorgespräch 
geladen.
Daraus ergab sich, dass eine 
Besetzung bis zum 16.12.2009 aus 
unserer Sicht unvermeidbar ist, da erst 
dann die entscheidene Senatssitzung 
stattfi nden wird. Dort werden wir 
versuchen, unsere nun besprochenen 
Forderungen umzusetzen; vorher 
macht ein Verlassen des Tiefenhörsaals 
taktisch keinen Sinn.

Am 14.12. starten wir allerdings 
bereits in die fünfte Woche und 

bis heute hatte das Rektorat zwar 
den Großteil der Vorlesungen und 
Seminare verschieben können, doch 
vier Veranstaltungen fi elen weiterhin 
aus. Darunter fallen die Vorlesungen 
und Übungen für die BWL-Erstis und 
die Werkstoffkunde I.
Weil wir unseren KommilitonInnen 
langsam wieder eine planmäßige 
Lehre und die Prüfungsfähigkeit 
ermöglichen wollen, haben wir 
uns auf den Arsch gesetzt, Raum- 
und Technikpläne durchforstet, 
Profs angerufen und alles mit der 
Verwaltung geklärt! Hier sind eure 
Änderungen:

Besetzung ermºglicht weiteres Studieren
Damit sind alle Ausfälle behoben, 
aber wir fragen uns, warum das 
Rektorat innerhalb von zwei Wochen 
nicht geschafft hat, was wir binnen 
zwei Stunden organisieren konnten.
Wir danken allen Beteiligten für die 
Akzeptanz der Änderungen und die 
Zusprüche für die Ziele!

Euer besetzendes Kollektiv

Di, 9:45 - 11:15
Einf. i.d. BWL (V) wechselt von M 17.01 in V 57.03

Mi, 8:00 - 9:30
Einf. i.d. BWL (¦) wechselt von M 17.01 in M 2.00

Mi, 15:45 - 17:15
Einf. i.d. BWL (¦) wechselt von M 17.01 in M 18.11

Do, 11:30 - 13:00
Werkstoffkunde I (V) wechselt von M 17.01 und M 17.02 in 

M 12.01
Spracherkennung I (V) wechselt von M 12.01 in M 17.02


